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EEG-Umlage. Nach Medienberichten will die Europäische Kommission gegen 
Deutschland noch vor Weihnachten ein Verfahren wegen der reduzierten EEG-
Umlagesätze einleiten. Schon die Ankündigung könnte die Existenz einzelner 
Unternehmen bedrohen.

eingesammelt werden (Kasten Seite 
2). Im nächsten Jahr sind dann vo­
raussichtlich 23,6 Milliarden Euro 
fällig – ein Plus von 16 Prozent.

Die Umlage finanzieren alle 
Stromkunden, allen voran die Wirt­

schaft. Sie hat im laufenden Jahr 
10,8 Milliarden Euro dafür aufge­
bracht, davon entfielen 6,1 Milliar­
den Euro auf die Industrie. Privat­
haushalte waren mit 7,2 Milliarden 
Euro dabei. Den Rest zahlen öffent­
liche Einrichtungen.

Während Haushalte, Dienstleis­
ter, Handwerker und die meisten 
anderen Verbraucher eine einheit­
liche EEG-Umlage von momentan 
5,28 Cent pro Kilowattstunde zah­
len, gibt es für große industrielle 
Verbraucher Ausnahmen. Voraus­
setzung ist, dass sich ihre Stromkos­
ten auf mindestens 14 Prozent ihrer 
Bruttowertschöpfung belaufen.

Für die begünstigten Industriebe­
triebe gelten folgende Regeln:

•	 Für die erste Gigawattstunde wird 
die volle Umlage fällig.

•	 Für die nächsten neun Gigawatt­
stunden werden 10 Prozent der Um­
lage erhoben.

•	 Für die darauf folgenden 90 Gi­
gawattstunden wird die EEG-Umla­
ge auf 1 Prozent reduziert.

•	 Verbrauchen die Firmen noch 
mehr Strom, wird dieser Anteil 
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Die Förderung der erneuerbaren 
Energien nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) wird immer 
teurer. Allein in diesem Jahr sollen 
von den Stromkunden 20,4 Milliar­
den Euro über die EEG-Umlage 
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Stand: 2013; Ursprungsdaten: Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, Übertragungsnetzbetreiber

EEG-Umlage: Ohne Ermäßigung wird es teuer
So viele Millionen Euro müssten energieintensive Unternehmen in diesen Branchen insgesamt 
mehr zahlen, wenn die bisherigen Ausnahmeregelungen für aus dem Netz bezogenen Strom für sie 
wegfielen. Damit stiege ihre EEG-Umlage von derzeit durchschnittlich 0,1 Cent je Kilowattstunde 
auf 4,24 Cent je Kilowattstunde. Dieser Satz ergibt sich, wenn die gesamten EEG-Kosten ohne Aus-
nahme auf alle Stromverbraucher umgelegt würden.

Chemie Metalle Papier
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Wenn aber große Stromverbrau-
cher wegbrechen, wären damit nicht 
nur Arbeitsplätze, Kaufkraft und 
Steuereinnahmen bedroht. Der ge-
ringere Stromverbrauch hätte auch 
ein geringeres Aufkommen aus der 
EEG-Umlage zur Folge, weshalb die 
Umlage für alle wieder steigen wür-
de. Denn die garantierten Einspeise-
vergünstigungen für die Produzenten 
von Ökostrom bleiben ja in der Höhe 
unverändert.

Regionenbetrachtung. Besonders 
betroffen von einer Einschränkung 
der Industrie-Rabatte wäre Nord
rhein-Westfalen. Unter dem Strich 
kämen über 1,2 Milliarden Euro auf 
die Unternehmen an Rhein und 
Ruhr zu, wenn die Ausnahmen weg-
fallen würden (Grafik). Bayern folgt 
mit 500 Millionen Euro auf Platz 
zwei, Niedersachsen mit mehr als 
430 Millionen Euro auf Platz drei.

Auch ohne das Brüsseler Verfah-
ren droht zum Jahreswechsel neues 
Ungemach für die Unternehmen, 
denn die Umlage steigt dann auf 
6,24 Cent je Kilowattstunde. Vor 
allem Firmen, die trotz eines hohen 
Stromverbrauchs gerade so eben 
nicht von den Sonderregeln profitie-
ren, werden im internationalen Wett-
bewerb weiter zurückfallen.

Kilowattstunde, wenn sie mehr als 
zehn Gigawattstunden verbrauchen. 
Für 10 Prozent des Verbrauchs wird 
die volle Umlage fällig.

Die Europäische Kommission 
prüft derzeit, ob gegen das EEG und 
die Sonderregeln für die Industrie 
ein Beihilfeverfahren wegen unzuläs-
siger Subventionen eingeleitet wird. 
Am Ende könnte nicht nur ein Ver-
bot der heutigen Ausnahmeregeln 
stehen – im schlimmsten Fall droht 
den Betrieben die Rückzahlung aller 
EEG-Vergünstigungen, die sie in den 
vergangenen Jahren erhalten haben.

Schon die Ankündigung, ein Ver-
fahren einzuleiten, hat für deutsche 
Unternehmen unangenehme Folgen, 
selbst wenn am Ende der Prüfung 
ein Okay aus Brüssel kommt. Denn 
mit der Eröffnung des Verfahrens 
steht die Höhe der EEG-Umlage für 
die Industrie unter Vorbehalt. Damit 
drohen Mehrzahlungen für das lau-
fende Jahr und die Unternehmen 
müssen entsprechende Rückstel-
lungen bilden, was einigen Betrieben 
Schwierigkeiten bereiten dürfte.

Um welche Summen es geht, ma-
chen zwei Beispielrechnungen deut-
lich (Grafik Seite 1):

Branchenbetrachtung. Werden die 
Ausnahmen für die Industrie gestri-
chen, sinkt der Einheitssatz der 
EEG-Umlage zunächst, weil die Un-
ternehmen mehr zahlen und die an-
deren Verbraucher entsprechend 
weniger. Der Durchschnittssatz für 
energieintensive Unternehmen stiege 
dann von derzeit 0,1 Cent je Kilo-
wattstunde auf  4,24 Cent. Unter 
dem Strich zahlen sie dann insge-
samt fast 3,9 Milliarden Euro mehr 
für die erneuerbaren Energien. Al-
lein die Chemie- und die Metallbran-
che müssten jeweils 1 Milliarde Euro 
mehr schultern, was für einige Fir-
men das Aus bedeuten könnte.

pauschal mit 0,05 Cent je Kilo-
wattstunde belastet.

•	 Der Satz von 0,05 Cent gilt für 
den gesamten Stromverbrauch, 
wenn mindestens 100 Gigawattstun-
den benötigt werden und der Strom-
kostenanteil an der Wertschöpfung 
mindestens 20 Prozent beträgt.

Eine Ausnahmeregelung gibt es 
auch für Bahnen. Diese zahlen die 
Pauschale von 0,05 Cent für jede 

EEG-Umlage
Die EEG-Umlage wird seit dem Jahr 
2000 erhoben. Mit dem über die Strom-
rechnung eingesammelten Geld fördern 
Privathaushalte und Unternehmen die 
Stromerzeugung durch erneuerbare 
Energien. Wie viel die Verbraucher 
zahlen müssen, wird jedes Jahr aufs 
Neue festgesetzt. Die Umlage hängt 
dabei von drei Faktoren ab: erstens von 
den Garantien für die Produzenten von 
Ökostrom, zweitens von den Preisen an 
der Strombörse (vgl. iwd 43/2013) und 
drittens vom Stromverbrauch, auf den 
die Mehrkosten umgelegt werden.

©
 2

01
3 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

50

Nordrhein-Westfalen

Bayern

Niedersachsen

Baden-Württemberg

Brandenburg

Sachsen-Anhalt
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Sachsen

Hamburg

Rheinland-Pfalz

Thüringen

Schleswig-Holstein

Saarland

Berlin

Mecklenburg-Vorpommern

Bremen

Insgesamt

1.238

501

432

272

225

216

204

181

167

139

100

69

51

42

33

7

3.876

Stand: 2013
Ursprungsdaten: Bundesamt für
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle,
Übertragungsnetzbetreiber

EEG-Umlage:
Neuregelung trifft 
NRW hart
So viele Millionen Euro müssten energie-
intensive Unternehmen in diesen Bundes-
ländern insgesamt mehr zahlen, wenn die 
bisherigen Ausnahmeregelungen für aus dem 
Netz bezogenen Strom für sie wegfielen. 
Damit stiege ihre EEG-Umlage von derzeit 
durchschnittlich 0,1 Cent je Kilowattstunde 
auf 4,24 Cent je Kilowattstunde. Dieser Satz 
ergibt sich, wenn die gesamten EEG-Kosten 
ohne Ausnahme auf alle Stromverbraucher 
umgelegt würden.



Städteranking 2013: Laut einer Ana-
lyse von 71 deutschen Großstädten 
durch die IW Consult ist Wolfsburg 
Deutschlands dynamischste Stadt. 
Kräftig aufwärts ging es auch mit eini-
gen bayerischen Städten.

„Wenn VW hustet, bekommt 
Wolfsburg eine Grippe“, lautet ein 
geflügeltes Wort. Aber auch umge­
kehrt gilt: Wenn der Autokonzern 
Erfolge feiert, geht es der Stadt blen­
dend. Nicht von ungefähr belegt die 
1938 gegründete Retortenstadt im 
Städteranking 2013 der Institut der 
deutschen Wirtschaft Köln Consult 
den ersten Platz in der Kategorie 
Dynamik (Grafik): Wolfsburg hat 
sich von 2007 bis 2012 auf den Fel­
dern Arbeitsmarkt (Gewichtung 40 
Prozent), Wirtschaftsstruktur (30 
Prozent), Lebensqualität (10 Pro­
zent) und – dem erstmals einbezo­
genen – Immobilienmarkt (20 Pro­
zent) am besten entwickelt. 

Betrachtet man nicht die Ent­
wicklung, sondern das aktuelle Ni­
veau, liegt wie schon in den vergan­
genen Jahren München vorn – 
Wolfsburg folgt auf Platz zwei.

Besonders dynamisch entwickelt 
haben sich neben der niedersäch­
sischen Autometropole das baye­
rische Ingolstadt, Sitz des Autobau­
ers Audi, und Erlangen, der weltweit 
größte Siemens-Standort. Auf den 
Plätzen vier, fünf und sieben tum­
meln sich mit Regensburg, Leipzig 
und Braunschweig weitere Städte 
mit starker Automobilindustrie. Die 
Bundeshauptstadt Berlin macht sich 
ebenfalls gut: Sie belegt vor allem 
aufgrund ihrer vielen Start-ups und 
der Attraktivität für in- wie auslän­

dische Fachkräfte den achten Platz 
im Dynamik-Ranking.

Auf den hinteren zehn Plätzen fin­
den sich, sowohl was Status quo als 
auch Entwicklung anbelangt, fast 
ausschließlich Städte aus Nord­
rhein-Westfalen. Eine schwache Dy­
namik weist zum einen der Ruhrpott 
mit Oberhausen, Mülheim, Herne 
und Gelsenkirchen auf, aber auch 
das Bergische Städtedreieck Rem­
scheid, Wuppertal und Solingen 

zählt zu den Verlierern. Dazu gesellt 
sich die Stahlstadt Salzgitter – ganze 
50 Kilometer vom Gewinner Wolfs­
burg entfernt, sogar VW-Standort, 
aber doch mit völlig anderen Sorgen: 
Der Immobilienmarkt schwächelt 
und die Arbeitslosenquote ist mit 8,9 
Prozent im November 2013 fast dop­
pelt so hoch wie die in Wolfsburg.
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Punkte: Eine Stadt, die bei allen Indikatoren den jeweiligen Durchschnittswert erreicht, 
käme auf eine Punktzahl von 50; Quelle: IW Consult

Städteranking 2013
Für das Städteranking 2013 der IW Consult wurden 71 deutsche Großstädte in vier Kategorien mit
insgesamt 89 Indikatoren bewertet. Betrachtet wurden sowohl die Entwicklung von 2007 bis 2012
(Dynamik) als auch das absolute Niveau.

Deutschlands Dynamiker

Dynamik-
Ranking

Deutschlands Absteiger

Platzierung in KategoriePunkte
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Wolfsburg

Ingolstadt

Erlangen

Regensburg

Leipzig

Würzburg

Braunschweig

Berlin

Kassel

Oldenburg

Hagen

Gelsenkirchen

Solingen

Herne

Mülheim/Ruhr

Salzgitter

Wuppertal

Krefeld

Oberhausen

Remscheid

 Arbeits-
markt

 Wirtschafts-
struktur

Immobilien-
markt

 Lebens-
qualität

Platzierung 
im Niveau-

Ranking
 

66,7

63,2

57,3

56,8

56,3

55,4

55,3

54,9

54,8

54,0

45,0

44,5

44,5

44,4

44,2

44,1

44,0

43,9

43,1

42,4

Autostädte
vorn

Langfassung des Texts und Gutachten  
unter: www.iwkoeln.de/staedteranking



über dem internationalen Durch-
schnitt liegen.

Beim ersten Leistungsvergleich im 
Jahr 2000 schnitten die deutschen 
Schüler in allen Kategorien derart 
schlecht ab, dass fortan vom „PISA-
Schock“ die Rede war. Seitdem ha-
ben sich die Jungen und Mädchen in 
Deutschland zwar kontinuierlich 
verbessert, doch so gut wie in der 
jüngsten Studie schnitt noch keine 
Generation zuvor ab. Die PISA-
Ergebnisse 2012 im Detail:

•	 Der Schwerpunkt der aktuellen 
Untersuchung lag auf der Überprü-
fung der mathematischen Kompe-
tenzen. Hier erreichen die 15-Jäh-
rigen in Deutschland mit 514 Punk-
ten einen Wert, der signifikant über 
dem OECD-Durchschnitt von 494 
Punkten liegt. Damit haben die Ju-
gendlichen in Deutschland gegen-
über dem Länderdurchschnitt in 
Mathe einen Vorsprung von etwa 
einem halben Schuljahr. Allerdings 
schneiden die Mädchen hierzulande 
deutlich schlechter ab als die Jungen. 
Besser rechnen können innerhalb der 
OECD-Länder unter anderem die 
Schüler aus Südkorea (554 Punkte), 
Japan (536 Punkte) und der Schweiz 
(531 Punkte).

•	 In den Naturwissenschaften 
schneiden deutsche Schüler mit 524 
Punkten besonders gut ab; noch 
mehr erreichen Japan (547), Finn-
land (545), Estland (541), Südkorea 
(538), Polen (526) und Kanada (525). 

•	 Mit 508 Punkten haben die Ju-
gendlichen in Deutschland in Sachen 
Lesekompetenz erstmals einen Wert 
erzielt, der deutlich oberhalb des 
OECD-Durchschnitts von 496 
Punkten liegt. Dabei sind die Mäd-

weltweit größten Schultest rund 
510.000 Jugendliche, allein in der 
Bundesrepublik ackerten sich etwa 
5.000 Schüler durch die PISA-Auf-
gaben – und ihr Testergebnis kann 
sich sehen lassen (Grafik):

Zum ersten Mal erzielen die Ju-
gendlichen in Deutschland in allen 
drei Disziplinen – Lesen, Mathematik 
und Naturwissenschaften – Werte, die 

PISA. Die Leistungen der 15-jährigen Schüler in der Bundesrepublik haben sich 
in den vergangenen Jahren deutlich verbessert. Gleichwohl sind deutsche 
Jugendliche noch weit entfernt von den Spitzenwerten ihrer asiatischen Alters-
genossen. Um hier aufzuschließen, muss noch einiges passieren.

Vom Loser zum Musterschüler: 
Deutsche Schüler sind so schlau wie 
lange nicht mehr. Das ist das Ergeb-
nis der jüngsten PISA-Untersu-
chung, einer im Drei-Jahres-Rhyth-
mus durchgeführten OECD-Studie, 
die die schulischen Leistungen der 
15-Jährigen in insgesamt 65 Staaten 
unter die Lupe nimmt. Im vergange-
nen Frühjahr beteiligten sich an dem 
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ab 2000: nur das Leseverständnis durchgängig vergleichbar; ab 2003: Lese- und Mathematik-
verständnis durchgängig vergleichbar; ab 2006: alles vergleichbar

PISA: Deutsche Schüler verbessern sich
So viele Punkte erreichten die 15-jährigen Schüler in Deutschland im Durchschnitt bei der 
internationalen PISA-Studie

2000

Mathematik

Lesen

Natur-
wissenschaften

2003 2006 2009 2012

Zum Vergleich:
OECD-Durchschnitt

2012

490

487

484 491

502

503 504

516

495 497

520

513 514

524

508
496

501

494

Im fünften Anlauf zum Musterschüler



ist die Beherrschung der deutschen 
Sprache unerlässlich – deshalb sollte 
es nicht nur Sprachstanderhebungen 
und Sprachförderangebote in den 
Kindergärten und Grundschulen 
geben, sondern auch eine systema-
tische Deutschförderung für Schüler 
in den weiterführenden Schulen. 

Zweitens. Das Ganztagsschulan-
gebot sollte weiter ausgebaut wer-
den, auch, um die Bildungsarmut in 
Deutschland weiter zu reduzieren.

Drittens. In Mathematik, in den 
Naturwissenschaften und in einigen 
technisch orientierten Fächern müs-
sen zusätzliche Lehrkräfte ausgebil-
det werden. Bereits heute gibt es in 
diesen Fächern Personalengpässe, 
sodass ein verlässlicher Schulunter-
richt oft kaum noch zu bewerkstel-
ligen ist.

Viertens. Darüber hinaus sollte 
das Unterrichtsvolumen in Mathe-
matik und in den Naturwissenschaf-
ten ausgebaut werden. Denn insbe-
sondere die mathematisch-naturwis-
senschaftlichen Kompetenzen der 
Schulabsolventen entscheiden lang-
fristig darüber, welche Innovations-
kraft sich in Deutschland entwickeln 
kann (vgl. iwd 3/2012). 

Schüler, doch der Abstand ist deut-
lich geschrumpft (Grafik):

In Mathe hatten Schüler, deren 
Eltern beide im Ausland geboren sind, 
im Jahr 2003 volle 96 PISA-Punkte 
weniger als Schüler ohne Migrations-
hintergrund; im Jahr 2012 betrug der 
Rückstand nur noch 55 Punkte – ohne 
dass sich die deutschstämmigen Ju-
gendlichen verschlechterten.

Mit 476 Punkten in Mathe er-
reicht die zweite Zuwanderergenera-
tion in Deutschland in der jüngsten 
PISA-Studie in etwa das Durch-
schnittsniveau aller Schüler in den 
USA (481 Punkte) oder in Schweden 
(478 Punkte). 

Die Fokussierung auf die früh-
kindliche Bildung – verbunden etwa 
mit dem Rechtsanspruch auf einen 
Kindergartenplatz –, der Ausbau der 
Ganztagsschulen und die gezielte 
Förderung von sozial benachteilig
ten Kindern zeigen also erste Wir-
kung. Doch wenn Deutschland bei 
einer der nächsten PISA-Studien 
nicht nur Musterschüler, sondern 
Klassenprimus werden will, muss es 
noch einige Hausaufgaben erledigen:

Erstens. Damit Schüler dem Un-
terricht problemlos folgen können, 

chen den Jungen in der Bundesrepu-
blik mit 44 Punkten Vorsprung beim 
Textverständnis im Schnitt um ein 
Schuljahr voraus. 

Schaut man sich den Wissensvor-
sprung der heutigen Schüler für die 
drei untersuchten Kompetenzfelder 
insgesamt an, so sind sie ihren Al-
tersgenossen aus dem Jahr 2000 um 
ein halbes bis ein ganzes Schuljahr 
voraus. Dieser Vorsprung basiert vor 
allem auf den besseren Leistungen 
der schwächeren Jugendlichen. So 
ist der Anteil der sogenannten Risi-
koschüler in den vergangenen Jahren 
deutlich geschrumpft (Grafik). Alar-
mierend sind die Zahlen gleichwohl:

Im PISA-Test 2012 scheiterte fast 
jeder sechste Schüler in Deutschland 
an den Mindestanforderungen in Ma-
thematik, jeder siebte konnte nicht 
richtig lesen.

Als im Jahr 2001 die Ergebnisse 
der ersten PISA-Studie veröffent
licht wurden, war man besonders 
schockiert darüber, dass benachtei-
ligte Schüler überproportional oft 
zu den Bildungsverlierern zählten. 
Zwar liegen die Leistungen von Zu-
wandererkindern auch heute noch 
unter denen der deutschstämmigen 
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ab 2000: nur das Leseverständnis durchgängig ver-
gleichbar; ab 2003: Lese- und Mathematikverständnis 
durchgängig vergleichbar; 
ab 2006: alles vergleichbar
Quelle: OECD

Weniger Risikoschüler
Anteil der  besonders leistungsschwachen
15-jährigen Schüler in Deutschland bei 
der internationalen PISA-Studie

2000

Mathematik

Naturwissenschaften

Lesen

2003 2006 2009 2012

24,0 21,6 19,9 18,6 17,7

26,3 23,6 15,4 14,8 12,2

22,6 22,3 20,1 18,5 14,5
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Schüler ohne
Migrations-
hintergrund

Schüler mit
 einem im Ausland

und einem in 
Deutschland 

geborenen Elternteil 

Schüler in
Deutschland

geboren, beide
Elternteile im

Ausland geboren

Schüler und
beide  Elternteile

im Ausland
geboren

Quelle: OECD

PISA: Migranten holen auf
So viele Punkte erreichten die 15-jährigen Schüler in Deutschland bei
der internationalen PISA-Studie in Mathematik

Mittelwert im Jahr 2003 Mittelwert im Jahr 2012

531
527

504506

476

431

461
456



China auf dem Weg zur Nummer eins

Forschung und Entwicklung. Mit 
einer langfristigen Strategie und reich-
lich Investitionen ist China in die erste 
Liga der Forschungsnationen aufgestie-
gen. Ein Erfolgsfaktor ist die steuerliche 
Förderung. Davon will die deutsche 
Politik jedoch nichts wissen.

So schnell kann es gehen – auch 
in der Politik: 2006 kündigte die 
chinesische Regierung an, das Land 
wolle seine Forschungsanstren-
gungen bis 2020 verdoppeln und bis 
2050 zur weltweit führenden Tech-
nologienation aufsteigen. Große 
Worte, denen aber auch große Taten 
gefolgt sind. Denn China ist auf dem 
besten Weg, diese Ziele sogar früher 
als geplant zu erreichen:

•	 Bereits 2009 hat China Japan 
überholt und sich bei den kaufkraft-
bereinigten Investitionen in For-
schung und Entwicklung (FuE) hin-
ter die USA auf Platz 2 geschoben. 
Deutschland hatten die Chinesen 
schon 2005 hinter sich gelassen.

•	 Im Jahr 2011 wurden in China 
mehr als doppelt so viele Mittel in 

FuE gesteckt wie in Deutschland, im 
Jahr 2000 war es noch umgekehrt.

•	 Zwischen 2000 und 2011 hat die 
EU-28 ihre FuE-Investitionen um 
gut 11 Prozent erhöht, im selben 
Zeitraum stiegen die chinesischen 
Investitionen auf das Doppelte.

Beeindruckend ist auch der Ver-
gleich mit dem derzeitigen FuE-
Primus, den USA: Zwischen 2006 
und 2011 wuchsen die chinesischen 
FuE-Investitionen um jahresdurch-
schnittlich 19 Prozent, die der USA 
um 3 Prozent.

Setzt sich diese Dynamik fort, wird 
China die USA bereits 2016 als For-
schungsnation Nummer eins ablösen.

Zwar hat auch Deutschland seine 
Forschungsanstrengungen seit der 
Jahrtausendwende kontinuierlich 
gesteigert, doch mit der chinesischen 
Dynamik kann die Bundesrepublik 
nicht mithalten. Ein Grund dafür ist, 
dass China ein umfangreiches Sys-
tem steuerlicher FuE-Förderung 
eingeführt hat, das aus Freibeträgen, 
Zulagen und erleichterten Abschrei-
bungsmöglichkeiten besteht. Darü-

ber hinaus wurden neu gegründete 
Hightech-Unternehmen jahrelang 
von der Steuerpflicht befreit. 
Deutschland unterstützt seine inno-
vative Wirtschaft dagegen eher spär-
lich (Grafik):

Der deutsche Staat investierte 
2011 weniger als 0,1 Prozent der 
Wirtschaftsleistung in die Forschung 
und Entwicklung der heimischen 
Wirtschaft – in den Niederlanden, den 
USA oder Frankreich sind die Quoten 
zwei- bis viermal so hoch.

Hinzu kommt, dass die meisten 
Länder auf einen klugen Mix aus 
direkter Forschungsförderung über 
Projektmittel und steuerlicher FuE-
Förderung setzen – Deutschland 
dagegen verzichtet auf steuerliche 
Anreize. Dabei könnte dieses relativ 
unbürokratische Instrument vor 
allem in der mittelständisch ge-
prägten Industrie brachliegende Po-
tenziale aktivieren. Denn auf diese 
Betriebe entfallen derzeit lediglich 
11 Prozent aller unternehmerischen 
Forschungsausgaben – niedriger ist 
die Quote nur noch in Japan.
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Stand: 2011; Belgien, Irland, Spanien: 2010; China: 2009; ROK: Südkorea, CHN: Volksrepublik China; Quelle: OECD

Forschungsförderung international
Mit so viel Prozent der Wirtschaftsleistung unterstützt der Staat Forschung und Entwicklung (FuE) der Wirtschaft

Direkte Förderung (z.B. Projekte) Indirekte Förderung über steuerliche FuE-Anreize

ROK

F

USA

B

A

NL

IRL

H

CZ

UK

E

N

P

S

J

CHN

DK

D

FIN

I

PL

0,390,200,19

0,380,260,12

0,320,060,26

0,270,180,09

0,200,100,10

0,190,150,04

0,190,140,05

0,190,080,11

0,190,050,14

0,170,080,09

0,150,030,12

0,130,050,08

0,120,090,03

0,12

0,10

0,10

0,10

0,03 0,07

0,050,05

0,050,05

0,09

0,08

0,04

0,03



Der Euro trifft auf Skepsis

Lettland. Am 1. Januar 2014 wird 
Lettland als 18. EU-Land den Euro 
einführen. Die lettische Regierung hat-
te zuletzt alles getan, um die Beitritts-
kriterien zu erfüllen. Die Bevölkerung 
ist allerdings noch nicht von der euro-
päischen Währung überzeugt.

Dass in Lettland derzeit mit dem 
Lats bezahlt wird, werden wohl au-
ßer den Letten fast nur Baltikum-
Reisende wissen. Doch demnächst 
wird alles anders – denn zum Jahres-
beginn 2014 tritt die lettische Repu-
blik der Europäischen Währungs
union bei. Nach Estland ist Lettland 
damit der zweite Baltenstaat, der 
unter das Euro-Dach schlüpft; Li-
tauen peilt den Beitritt für 2015 an.

Bereits im Juni 2013 haben die 
EU-Kommission und die Europä-
ische Zentralbank den Letten grünes 
Licht gegeben, da das Land alle 
Bedingungen für die Euro-Einfüh-
rung erfüllt – Inflationsrate, langfris
tige Zinsen, Haushaltsdefizit und 
Schuldenstand liegen unter den zu-
lässigen Höchstwerten.

Auf dieses Ziel hat die bis vor 
kurzem vom Ministerpräsidenten 
Valdis Dombrovskis geführte let-
tische Regierung offenbar konzen-
triert hingearbeitet. Dies legt zumin-
dest der politische Kurs nahe, den 
Lettland während der schweren Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise der Jah-
re 2008 bis 2010 wählte. Damals 
geriet das Land in eine ausgespro-
chen prekäre Finanzlage (Grafik):

Im Jahr 2009 stieg das Defizit des 
Staatshaushalts auf fast 10 Prozent 
der Wirtschaftsleistung.

Zwar bat Lettland bereits 2008 die 
EU, den Internationalen Währungs-

fonds sowie die Nachbarstaaten um 
Hilfe und erhielt am Ende ein Ret-
tungspaket von 7,5 Milliarden Euro. 
Doch gegen den Rat von Ökonomen 
– unter anderem vonseiten des Wäh-
rungsfonds – wertete Lettland seine 
Währung nicht ab, um seine Wettbe-
werbsfähigkeit gegenüber dem Aus-
land zu steigern und so seine wirt-
schaftliche Lage zu verbessern. Der 
Grund für die Weigerung: Ein sta-
biler Wechselkurs ist ebenfalls eine 
Voraussetzung für den Euro-Beitritt.

Stattdessen setzte die Regierung 
auf sinkende Lohnstückkosten und 
Strukturreformen (vgl. iwd 29/2012). 
Am Ende führte wohl vor allem die 
wieder steigende Produktivität dazu, 
dass die Exporte zulegten und somit 
die Wirtschaft 2011 auf den Wachs-
tumspfad zurückfand:

Im laufenden Jahr wird das let-
tische Bruttoinlandsprodukt laut Pro-
gnose der EU-Kommission real um 4 
Prozent wachsen – das wäre das größ-
te Plus aller 28 EU-Länder.

Die Letten können also zuver-
sichtlich nach vorn blicken – der 
Euro-Einführung begegnen sie den-
noch mit ziemlicher Skepsis. Einer 
Eurobarometer-Umfrage vom April 
dieses Jahres zufolge rechnen 54 Pro-
zent mit negativen Auswirkungen für 
ihr Land. Konkret befürchten 75 
Prozent der lettischen Bürger vor 
allem steigende Preise. Nur 30 Pro-
zent sind dagegen der Ansicht, der 
Euro könnte das Wirtschaftswachs-
tum stärken und für mehr Arbeits-
plätze sorgen. Und lediglich 26 Pro-
zent glauben, die Gemeinschafts-
währung werde das Land vor den 
Auswirkungen internationaler Kri-
sen schützen.
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2013: Prognose; Leistungsbilanzsaldo: Saldo unter anderem 
aus dem grenzüberschreitenden Waren- und Dienstleistungs-
handel sowie den privaten und staatlichen finanziellen 
Übertragungen; Quellen: 
Europäische Kommission, 
Internationaler Währungsfonds 

Reales Bruttoinlandsprodukt (BIP)
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

-17,7

-1,3

5,3 5,0 4,0

BIP je Einwohner, EU-28 =100
um Kaufkraftunterschiede bereinigt

Verbraucherpreise
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

Leistungsbilanzsaldo
in Prozent des BIP

Schuldenstand
in Prozent des BIP

2012201120102009 2013

Lettland in Zahlen

54 54 58 62 65

3,3

-1,2

4,2

2,3 0,3

Haushaltssaldo
in Prozent des BIP

8,7

2,9 -2,1 -1,7 -1,1

36,9
44,4 41,9 40,6

-9,8
-8,1

-3,6 -1,3 -1,4

42,5

Arbeitslosenquote
in Prozent

18,2 19,8
16,2 15,0

11,7



Straßenverkehr. Deutschlands Stra-
ßen sind in den vergangenen vier Jahr-
zehnten sicherer geworden. Allein die 
Zahl der Verkehrstoten ist in West und 
Ost seit 1970 um mehr als 80 Prozent 
gesunken. Dazu beigetragen haben 
nicht zuletzt die Pkw-Hersteller mit 
ausgefeilten Sicherheitssystemen in 
ihren Fahrzeugen.

Deutschlands Verkehrsteilnehmer 
sind zwar nicht unbedingt achtsamer 
geworden – die Unfälle enden heut-
zutage aber glimpflicher als früher. 
So verunglücken seit 1992 jedes Jahr 
zwischen 2,2 bis 2,4 Millionen Bun-
desbürger im Straßenverkehr. Die 
Zahl der Verkehrstoten sank indes 
um genau zwei Drittel auf zuletzt 
3.600, die der Schwerverletzten hal-
bierte sich. Auch die Zahl der Leicht-
verletzten ging zurück – um knapp 
ein Fünftel.

Der Anteil der getöteten Motor-
radfahrer hat sich seit 1992 auf 16 
Prozent fast verdoppelt. Der Anteil 

der bei einem Unfall getöteten Pkw-
Fahrer hat sich dagegen von 60 auf 
50 Prozent verringert.

Diese Zahlen belegen einmal 
mehr, dass gerade die passive und 
aktive Sicherheit der Personenkraft-
wagen deutliche Fortschritte ge-
macht hat. Airbags, Seitenaufprall-
schutz, ABS und aktive (Notbrems-)
Systeme, die einen Crash verhindern, 
sorgen heute für mehr Sicherheit der 
Fahrzeuginsassen als je zuvor.

Aber auch die Maßnahmen zum 
Aufprallschutz für Fußgänger – wie 
leicht nachgebende Stoßstangen und 
Motorhauben – haben sich ausge-
zahlt. Der Anteil der Fußgänger an 
den Verkehrstoten ist von 17 auf 14 
Prozent gesunken. Vor allem Kinder 
und Jugendliche sind heute sicherer 
unterwegs als früher:

Im Jahr 1992 verunglückten insge-
samt 474 unter 16-Jährige tödlich, 
2012 waren es nur noch 73.

Die sichersten Straßen sind die 
Autobahnen. Obwohl sie ein Drittel 
des Verkehrs aufnehmen, waren auf 
ihnen 2012 nur rund 10 Prozent aller 
Unfallopfer zu beklagen. Auf die 
Landstraßen entfiel dagegen ein An-
teil von 60 Prozent.

Mehr als jeder vierte Verkehrsto-
te starb beim Aufprall auf einen 
Baum. Dies erklärt auch, warum 
Brandenburg in Relation zur Bevöl-
kerungszahl die meisten Verkehrsto-
ten aufweist (Grafik) – das Land hat 
8.000 Kilometer Alleen. Gut weg 
kommen dagegen die Stadtstaaten, 
wo der Verkehr oft nur langsam 
fließt und Unfälle deshalb meist 
glimpflich ausgehen.
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Verunglückte
Verkehrstote
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Berlin

4.820
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Bremen
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4.230
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Saarland
5.270
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5.300

44

 Baden-
Württemberg

4.370
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Hessen
4.760
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4.040
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Sachsen
4.150
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 Rheinland-
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sachsen
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 Sachsen-
Anhalt

4.530
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4.200
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Deutschland
4.740

So sicher
wie noch nie


